Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 2309 


Der Bundesminister für Wirtschaft 

VI B 1 - 215/10 - 17 911/60 


Bonn, den 9. Dezember 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Wirtschaftsfördernde Maßnahmen gemäß § 85 des 
Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes (AKG) 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksadle 2222 — 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP beantworte ich wie 
folgt: 

Zu 1. 

Es trifft zu, daß das Land Berlin bis zum 28, Februar 1960 
37 Anträge mit einer Kreditsumme von 36,5 Mio DM befür- 
wortend vorgelegt hat. Unter diesen Anträgen befand sich 
der eines größeren Industrie-Unternehmens mit einem Dar- 
lehenswunsch von allein 15 Mio DM, der jedoch nur teilweise 
berücksichtigt werden konnte. Von den 37 Anträgen wurden 
bis zum 25. November 1960 22 mit einer Kreditsumme von 
insgesamt rd. 19,2 Mio DM genehmigt, 

6 Fälle mußten abgelehnt werden, da eine erhebliche Behin- 
derung der wirtschaftlichen Entwicklung nidit mehr vorlag. 

2 Anträge wurden zurückgezogen. 

7 Fälle sind noch bei den Banken oder bei dem Bundes- 
minister für Wirtschaft in Bearbeitung. 

Zu 2. 

Es trifft zu, daß im Jahre 1959 Anträge von Berliner Firmen 
mit einem Kreditvolumen in Höhe von 28 Mio DM an die 
Hauptleihinstitute (Lastenausgleichsbank, Bad Godesberg, und 
Industriekreditbank, Düsseldorf) zur kreditmäßigen Bearbei- 
tung wGitergeleitet worden sind. In diesen Fällen wurden 
die Banken davon unterrichtet, daß bei den Anträgen die 
allgemeinen Voraussetzungen (Kriegsfolgeschäden, noch vor- 
handene erhebliche Behinderung der wirtschaftlichen Entwick- 
lung und volkswirtschaftliche Förderungswürdigkeit des Vor- 
habens) gemäß den Richtlinien zu § 85 AKG erfüllt sind. 
Die endgültige Höhe der Kreditsumme kann jeweils erst nach 
der Bearbeitung des Kreditantrages durch die Banken fest- 
gelegt werden. 


Drutk: Buchdnidcerei Peter Meier, Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

Bad Godesberg, Goethestraße 54. Telefon 6 3551 
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Zu 3. 

Die bisher für Berliner Firmen genehmigte Kreditsumme be- 
trägt insgesamt 19,4 Mio DM; davon entfällt nur ein Teil 
auf die Industriekreditbank. Soweit Darlehensbeträge ge- 
kürzt wurden, hielten die Banken die Hergabe der vollen 
Darlehenssumme aus kreditmäßigen Überlegungen, denen die 
Bundesregierung sich nicht verschließen konnte, nicht für ver- 
tretbar. 

Zu 4. 

Es trifft nicht zu, daß die im Haushaltsjahr 1959 nicht aus- 
genutzten 36,8 Mio DM in Abgang gestellt worden, d. h. ver- 
fallen sind. Von diesem Betrag wurden vielmehr bisher noch 
12,9 Mio DM für das Rechnungsjahr 1960 zur Erfüllung von 
Kreditzusagen zur Verfügung gestellt. 

Zu 5. 

Wenn geeignete Kreditanträge vorliegen, wird geprüft werden, 
ob von dem jetzt noch vorhandenen Haushaltsrest aus 1959 
in Höhe von 23,9 Mio DM weitere Beträge für die Durch- 
führung des § 85 AKG zur Verfügung gestellt werden können. 

Zu 6. 

Die für das Haushaltsjahr 1960 zur Verfügung stehenden 
Mittel sind im Hinblick auf die angespannte Haushaltslage 
des Bundes zwar knapp bemessen; es mußten jedoch bisher 
keine Anträge auf Darlehen nach § 85 AKG wegen mangeln- 
der Haushaltmittel abgelehnt oder zurückgestellt werden. Es 
kann nach den bisherigen Erfahrungen erwartet werden, daß 
die Kreditaktion zur Durchführung wirtschaftsfördernder Maß- 
nahmen nach § 85 AKG auch im Haushaltsjahr 1961 ord- 
nungsgemäß abgewickelt wird. 

Zu 7. 

Aus den 37 Anträgen, die von Berliner Firmen vorliegen, sind 
der Bundesregierung nur 2 Firmen bekannt, die zur Zeit der 
Einreichung des Antrages auf Gewährung eines Darlehens nach 
§ 85 AKG noch niemals aus öffentlichen Mitteln eine Kredit- 
hilfe erhalten hatten. Den übrigen 35 Unternehmen wurden 
seit 1950 — in den meisten Fällen sogar wiederholt — Dar- 
lehen zu günstigen Bedingungen aus öffentlichen Mitteln für 
Investitionen (Wiederaufbau, Ausbau oder Rationalisierung) 
oder für Betriebsmittelzwecke zur Verfügung gestellt. Sofern 
für die Firmen darüber hinaus ein Kreditbedürfnis bestand, 
insbesondere wenn sie mit kurzfristigen Mitteln Investitionen 
vorgenommen hatten, wodurch sie in eine prekäre Lage ge- 
raten sind, wurden auf Antrag auch noch Konsolo- 
dierungskredite nach § 85 AKG auf Grund ihrer Kriegsfolge- 
schäden gewährt. 
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Zu 8. 

Bei der Vergabe von Krediten nach § 85 AKG richtete sich 
die Bemessung des Darlehensbetrages in erster Linie nach 
dem Verwendungszweck. Bei der endgültigen Festlegung war 
auch darauf zu achten, daß der Darlehensbetrag in einem 
angemessenen Verhältnis zu dem ermittelten Kriegsfolge- 
schaden steht, und daß das mit der Kreditgewährung für den 
Bund verbundene Risiko nach den Haushaltsgrundsätzen ver- 
treten werden kann. Es wird darauf hingewiesen, daß der 
Bund nicht nur die Mittel für die Förderungsdarlehen nach 
§ 85 AKG geben muß, sondern daß er auch in den meisten 
Fällen die Banken weitgehend von der Haftung für den Kredit 
mit ihrem eigenen Vermögen freistellen muß, weil die Kredit- 
nehmer nur selten in der Lage sind, bankmäßig ausreichende 
Sicherheiten zu stellen. In Abweichung von anderen Kredit- 
aktionen des Bundes zur Wirtschaftsförderung haben nämlidi 
die Länder, einschließlich Berlin, es wiederholt und grund- 
sätzlich abgelehnt, dem Bund die Kreditgewährung nach 
§ 85 AKG durch die Übernahme von Landesbürgschaften zu 
erleichtern. Soweit ausnahmsweise Darlehensbeträge gekürzt 
werden mußten (vgl, zu 3.), ist stets darauf geachtet worden, 
daß auch mit dem verringerten Betrag ein volkswirtschaftlich 
und betriebswirtschaftlich sinnvoller Verwendungszweck er- 
füllt werden konnte. 

Zu 9. 

Die Bundesregierung hat die dem Senat von Berlin gegebene 
Zusage, durch Darlehen nach § 85 AKG der Berliner Wirt- 
schaft Kredithilfen zu geben, erfüllt. Bei den Anträgen Ber- 
liner Firmen ist der Berlin-Situation immer besonders Rech- 
nung getragen worden. Dem Senat von Berlin wurde mit- 
geteilt, daß die Bundesregierung die Förderungsmaßnahmen 
fortzusetzen gedenkt. Die Berliner Banken haben bereits 
weitere Anträge angekündigt. 

Ludwig Erhard 
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